
hier ein paar Worte vorgelegt und einige Überlegungen ge­
macht, aber ich will Sie auf Grund der Nachtlage nicht strapazie­
ren. Sie haben es den Zeitungen entnommen.

Unsere Rundfunklandschaft wird sich verändern. Geld steht 
nicht mehr unbegrenzt zur Verfügung. Im Gegenteil, strengste 
Sparsamkeit und Effektivität werden zu einem wichtigen Maß­
stab. Die Absicht, so vielen Mitarbeitern wie nur irgend möglich 
einen Arbeitsplatz zu sichern, ist möglich, notwendig und ver­
ständlich. Aber der Einigungsvertrag spricht eine ganz klare 
Sprache. Die Chance für die vielen, vielen Mitarbeiter liegt jetzt 
nur noch in den Länderanstalten, die sich im Aufbau befinden, 
den zugelassenen privaten Hörfunk- und Fernsehbetreibern, de­
nen vor der Frequenzvergabe die Entscheidung abverlangt wird, 
daß sie wesentliche Teile des Programms im Lande produzieren 
und daß sie unsere Leute einstellen, zweitens in den Möglichkei­
ten der freien Anbieter - in den westlichen Ländern ein riesiger 
Markt -, drittens in den vorhandenen Standorten für die, die 
nicht mehr beweglich genug sind - Wohnraum hier in Berlin 
oder Familie und persönliche Dinge und was auch immer die 
dann in Dienstleistungsart für Fernsehanstalten jeglicher Prä­
gung Angebote für viele Produktionen machen. Ich könnte mir 
vorstellen, daß der Standort Berlin noch immer nichts an Pro­
duktivität eingebüßt hat. Und die Probleme von Radio Berlin In­
ternational sind erkannt, und ich hoffe, sie werden einigermaßen 
zufriedenstellend für die Belegschaft geklärt.

Meine Damen und Herren! Der Ausschuß für Presse und Me­
dien hat mit diesem Gesetz die Weichen gestellt. Jeder Aus­
schußvorsitzende wird irgendwann hier oder vor seinen Leuten 
und vor seiner Fraktion, der DSU bei mir, Rechenschaft ablegen 
über die Arbeit, den Stil, den Umgang miteinander bzw. mit den 
Betroffenen, also den Leuten von Presse, Rundfunk, Fernsehen, 
den Technikern vieler Coleur, ja auch mit diesen, die in diesem 
Hause in den kleinen Kabinen sitzen und hier übertragen, die 
auch jetzt noch arbeiten. Sie sagen und tragen in die Welt, was 
sich in diesem Hause abspielte.

Ich danke Frau Landgraf, Herrn Mugay, Herrn Bisky, Herrn 
Kauffmann, Herrn Thierse, mich verblüffte seine heutige Ent­
gleisung, Herrn Hilsberg, Herrn Weiß, Herrn Steinmann, Herrn 
Göttsching und Herrn Peitsch und den persönlichen Referenten 
Frau Zirr und Herrn Singeinstein für die konstruktive und kame­
radschaftliche Arbeit.

In diesem Ausschuß konnte man schwerlich Parteigerangel 
feststellen. Es ging immer um die Sache, um die Leute, die hinter 
den Zahlen sich verbergen, um politische Entscheidung, die ein­
deutige Standpunkte um der Sache willen verlangte.

Daher, meine Herren und Damen vom Ausschuß, war der Ar­
beitsinhalt zutiefst problematisch, der menschliche Umgang 
aber ein Vergnügen.

Ich empfehle diesem Gesetz Ihre Zustimmung. Ich danke Ih­
nen.

(Vereinzelt Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner :

Danke schön. Ich frage um diese Zeit jetzt, sind noch Wortmel­
dungen gewünscht dazu? - Von der SPD? - Ja, bitte schön, der 
Abgeordnete Hilsberg dann zunächst.

Hilsberg für die Fraktion der SPD:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich verspreche, es 
kurz zu machen. Ich begrüße diese vorliegende Fassung des 
Überleitungsgesetzes ausdrücklich. Dies ist eine sehr schwieri­
ge Geburt gewesen. Ich darf hier an den ersten Entwurf des Me­
diengesetzes trotzdem noch einmal erinnern, der überstürzt ent­
wickelt wurde und wesentliche Mängel aufwies und den Rund­
funk in gefährliche Staatsnähe rückte. Dieser Entwurf ist folge­
richtig vom Ausschuß angelehnt worden, und das konnte er auch 
deswegen tun, weil auf Grund eines von der SPD selbständig er­

arbeiteten Entwurfes eine weitere Arbeitsgrundlage Vorgelegen 
hat.

Allerdings hat der inzwischen vorliegende Einigungsvertrag 
Artikel 36 und die atemberaubende Geschwindigkeit, in der sich 
der Einigungsprozeß vollzieht, neue Tatsachen geschaffen. Im 
vorliegenden Überleitungsgesetz geht es um den Prozeß der Fö- 
deralisierung unseres öffentlich-rechtlichen Rundfunks. Und 
das bedeutet in erster Linie, daß künftig die Medienhoheit von 
den einzelnen Ländern ausgeübt wird. Die Länder werden die 
elektronischen Medien als ihre ureigenste Angelegenheit be­
greifen, und das ist gut so.

Es kann uns in den Medien nicht mehr vorrangig um Wahrung 
der DDR-Identität gehen, sondern die Medien müssen den Weg 
in Demokratie und Marktwirtschaft aufklärend und informie­
rend begleiten, ausgehend allerdings von unserer ureigensten 
DDR-Mentalität, die sich doch wesentlich von der der Bundesre­
gierung und der Bundesrepublik unterscheidet.

Dennoch gilt auch hier, diesen Prozeß erleben die Medien der 
DDR nicht einfach als unabhängig, sondern sie sind gleichzeitig 
davon betroffen. Daraus ergibt sich die Sensibilität, mit der die­
ser Prozeß vonstatten gehen muß. Trotzdem gilt auch hier, An­
stalten müssen sich rechnen lassen, Arbeitsplätze müssen be­
zahlbar sein.

Für den anstehenden Prozeß der Föderalisierung besteht jetzt 
eine maximale Frist bis zum 31.12.1991. Bis dahin müssen samt 
liehe Überleitungen abgeschlosen sein, und es muß Klarheit dai ^ 
über bestehen, daß über diese Prämissen hinaus nichts weiter 
Bestand haben kann, was von den Ländern nicht getragen wird.

Ein wesentliches Augenmerk für diesen Prozeß ist dabei für 
die SPD die Sicherung von Arbeitsplätzen, ganz egal, ob das in 
Adlershof, in der Nalepastraße oder in den Ländern der Fall ist, 
und dieses gilt auch für den bald möglich werdenden privaten 
Rundfunk. Arbeitsplätze sichern sich nicht von allein. Es bedarf 
dazu kreativer Lösungen. Wer sich solcher widersetzt, steht in 
der Gefahr, Pyrrhussiege zu erringen, und damit ist dann aller­
dings niemandem gedient.

Noch einmal: Das Hauptproblem besteht nicht darin, ob das 
Sandmännchen weiter gesendet werden kann, sondern daß der 
Prozeß der Reinigung von altlastenbehafteten Strukturen wei­
tergeführt werden kann und muß. Dieses ist nicht einfach, son­
dern ein schmerzhafter Prozeß. Er bedarf unser aller Sensibilität 
und des Zusammenstehens der wirklich demokratischen Kräfte 
in diesem Land. Vielen Dank.

(Vereinzelt Beifall bei der SPD)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner :

Als nächster hat das Wort der Abgeordnete Bisky.

Prof. Dr. Bisky für die Fraktion der PDS:

Meine Damen und Herren, aus humanitären Gründen werde 
ich nur drei Feststellungen treffen.

Erstens: Nachdem mit dem Artikel 36 Tatsachen geschaffen 
wurden, gegen die ich vielerlei vorzubringen hätte, dies aber 
nichts einbringen würde, haben wir uns bereiterklärt, am Über­
leitungsgesetz eine kompromißfähige Formel zu finden, die 
auch wir tragen können, und wir tragen sie mit, wiewohl wir die 
Schwerpunkte anders sehen als andere Parteien.

Einen Satz muß ich noch sagen. Ich bedaure zutiefst - obwohl 
ich begrüße, daß die Rundfunkhoheit jetzt an die Länder geht -, 
ich bedaure zutiefst, daß zwei Errungenschaften des Herbstes 
begraben werden. Das erste ist die Beteiligung, die aktive Betei­
ligung der Belegschaften, und das zweite ist die Beseitigung je­
ner demokratischen Instanzen, die sehr viel für die Länder im 
vergangenen Jahr getan haben, und das sind der Medienkon­
trollrat u. a. Beiräte bei Funk und Fernsehen.
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